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KIEL. Das Bildungsministeri-
um hat Schwierigkeiten, an
allen Grundschulen die Chef-
posten zu besetzen. Nach ei-
ner Antwort auf eine kleine
Anfrage des SPD-Abgeordne-
ten Martin Habersaat waren
Ende Oktober 14 der rund 400
Leitungspositionen seit län-
ger als drei Monaten vakant.
An 19 Grundschulen fehlten
die stellvertretenden Leiter.

Die Landesregierung gehe
davon aus, dass die von Ja-
maika geplante schrittweise
Anhebung der Besoldung von
A12 auf A13 an den Grund-
schulen für potenzielle Be-
werber einen zusätzlichen
Anreiz bietet, heißt es. Zum 1.
August nächsten Jahres wolle
man in einem ersten Schritt
den Schulleitern mehr Geld
geben. Allerdings stehe ein
entsprechender Landtagsbe-
schluss noch aus, sodass man
mit dieser Information in Stel-
lenausschreibungen noch
nicht werben könne.

Bildungsministerin Karin
Prien (CDU) sprach auf Anfra-
ge von einem herausfordern-
den Rollenwechsel: „Vom Pä-
dagogen zum Manager – das
will nicht jeder, das ist eine

sehr persönliche Entschei-
dung.“ Zugleich bestritt sie,
dass es im Norden grundsätz-
lich ein Schulleiter-Problem
gebe. „Natürlich haben wir
die in einem so großen System
normalen Vakanzen.“ Man
arbeite aber an einer geziel-
ten Personalentwicklung.

Oppositionspolitiker Ha-
bersaat forderte Prien auf, die
Vakanzen rasch abzubauen.
„Wenn man die Nachrichten-
blätter des Ministeriums für
die letzten drei Monate
durchsieht, findet man nur
wenige Ausschreibungen für
Schulleitungsstellen.“ Ange-
sichts der vielfältigen Aufga-
ben, die jede Schule zusätz-
lich zum Unterricht bewälti-
gen müsse, „erwarten wir von
der Landesregierung nicht
nur Appellkampagnen, son-
dern Vorschläge, wie sie sol-
che Funktionsstellen attrakti-
ver machen will“. Die Anhe-
bung der Besoldung sei ein
guter erster Schritt. Aller-
dings müssten die Unter-
richtsverpflichtung von
Schulleitern gesenkt und ihre
Verfügungsstunden zur Ge-
staltung der Schulentwick-
lung aufgestockt werden. zel

14 Grundschulen
suchen eine Leitung 

SPD-Bildungspolitiker drängt auf rasche Besetzung

KIEL. Netrace geht in die fünfte
Runde. Ab sofort können sich
Lehrer mit ihren Klassen,
Gruppen oder AGs für den On-
line-Wettbewerb anmelden,
der im kommenden Jahr von
Mitte Februar bis Mitte Mai
läuft.

Ein Wettkampf über vier
Runden, knifflige Fragenkom-
plexe und eine tickende Uhr –
die Internet-Rallye Netrace ist
eine Bildungsinitiative der
Kieler Nachrichten und der Se-
geberger Zeitung in Koopera-
tion mit der Förde Sparkasse.
Bei Netrace geht es darum, ge-
zielt im Internet zu recherchie-
ren und Fragen auf Basis
glaubwürdiger Quellen zu be-
antworten. Das medienpäda-
gogische Institut Promedia
Maassen unterstützt die Teil-
nehmer dabei mit kostenlosem
Unterrichtsmaterial.

Teilnehmen können Schüler
der Jahrgangsstufen fünf bis
13 aller Schulen aus dem Ver-
breitungsgebiet der Kieler
Nachrichten und der Segeber-
ger Zeitung. Die Anzahl der
teilnehmenden Teams pro
Schule ist nicht begrenzt. Der
Sieger erhält ein Preisgeld von
1000 Euro, für Platz zwei und
drei gibt es je 750 Euro, für
Platz vier und fünf je 500 Euro
und für Platz sechs bis zehn je
250 Euro.

Die fünfte Netrace-Runde
beginnt mit einer Informati-
onsveranstaltung am 31. Janu-
ar 2019. Die Teilnahme an der
Schulung ist als offizielle Fort-
bildung des IQSH anerkannt.
Anmeldeschluss ist Freitag, 7.
Dezember. dal

2 Anmeldungen unter www.kn-
netrace.de. Infos geben Marianne
Weiß, Tel. 02404/940723, E-
Mail: marianne.weiss@promedia-
maassen.de, und Kerstin Reisen,
Tel. 02404/940714.

Anmeldungen
für Netrace ab
sofort möglich

KIEL/BERLIN. Ministerpräsi-
dent Daniel Günther (CDU)
hat die Menschen in Deutsch-
land gestern zu mehr Optimis-
mus und einem engagierteren
Einsatz für Demokratie aufge-
rufen. „Die politische Mitte ist
weit breiter, als sie derzeit von
manchem gemacht wird – und
zwar in beide Richtungen“,
sagte er bei seiner Antrittsrede
als Bundesratspräsident in
Berlin. „Sonst wäre die Mitte
nur noch ein Spalt.“ Er stellte
sein Jahr als Chef der Länder-
kammer unter das Motto „Mut
verbindet“. Überall bestehe
die Gefahr, dass auf komplexe
Fragen einfache Antworten
mehrheitsfähig würden. Damit
bekämen aber in aller Regel
falsche und gefährliche Ant-
worten Oberwasser, sagte
Günther, der zuvor selbst Kriti-
ker provoziert hatte.

„Jede deutsche Frau müsste
rechnerisch sieben Kinder be-
kommen“, wenn Deutschland
kein Einwanderungsland wer-
den, zugleich aber seinen
Wohlstand bewahren wolle,
hatte er formuliert. Aus seiner
Landtagsfraktion erhielt er Rü-
ckendeckung. In der Sache ha-
be er vollkommen Recht, auch
wenn die Rechnung sehr hoch
gegriffen und seine Wortwahl
„mal wieder etwas unüber-
legt“ gewesen sei. „Aber so
mögen wir ihn ja“, hieß es.

Umso schärfer war die Kritik
von rechts. „Daniel Günther
vermengt unzulässigerweise
Familienpolitik, Asyl und Ein-
wanderung“, sagte der AfD-
Abgeordnete Frank Brodehl.
Die demografische Entwick-

lung sei „desaströs und haus-
gemacht“, weil Familien nicht
genügend gefördert würden.
Im Asylrecht gehe es um einen
„zeitlich begrenzten“ Schutz.
Und für die gezielte Anwer-
bung qualifizierter Fachkräfte
aus dem Ausland brauche es
ein Einwanderungsgesetz.
Aber: „Unter dem Deckmantel
der Schutzgewährung Ein-
wanderung über das Asylrecht
zu betreiben, ist unzulässig.“

Jan Marcus Rossa (FDP) for-
derte „mehr Klarheit und Ehr-
lichkeit“ in der Migrationsde-
batte: „Niemand kann ernst-
haft in Frage stellen, dass
Deutschland Zuwanderung
braucht.“ Dazu seien aber kla-
re Kriterien und ein Punktesys-
tem zu definieren. „Wenn das
dann konsequent umgesetzt
wird, stellt sich die Frage nicht,
welchen Status ein Mensch
hat, der nach Deutschland ein-
wandern will.“ Irrelevant wäre
somit, ob sich ein Ausländer
hier als Fachkraft, Asylbewer-
ber oder Flüchtling aufhält.
„Völlig unabhängig davon
wird Deutschland selbstver-
ständlich weiterhin Menschen
in Not auf der Basis des aktuel-
len Grundgesetzes und der
Genfer Flüchtlingskonvention
Schutz gewähren.“

SPD-Chef Ralf Stegner bil-
ligte Günther zu, den Finger
„in die Wunde konservativer
Scheinkonzepte“ gelegt zu ha-
ben. „Wer ernsthaft weisma-
chen will, wir könnten den
Fachkräftemangel in Deutsch-
land beheben, indem man die
Geburtenrate erhöht, streut
den Leuten Sand in die Au-
gen.“ Allerdings sehe die SPD
bei der Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf auch die Män-
ner in der Verantwortung.

SSW-Landtagschef Lars
Harms bezeichnete Günthers
Bild der siebenfachen deut-
schen Mutter als überzogen.
Fakt sei aber: „Wir brauchen
neue Menschen von außen, die
in unsere Sozialsysteme ein-
zahlen.“ Die bundesdeutsche
Bevölkerung sei dazu allein
nicht mehr lange in der Lage.

Kopfschütteln über Günther
Debatte über den Mütter-Vergleich in Kiel – Auftritt als Bundesratspräsident in Berlin

VON CHRISTIAN HIERSEMENZEL
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Günther hat den
Finger in die Wunde
konservativer Schein-
konzepte gelegt. 
Ralf Stegner,
SPD-Landtagsfraktionschef

Er kommt durchaus auch mal provokant daher: Daniel Günther
eröffnete die Bundesratssitzung und hielt eine Rede als neuer 
Präsident des Gremiums in Berlin. FOTO: WOLFGANG KUMM

KIEL. Ärzte aus den Kreisen
Plön, Rendsburg-Eckernförde,
Segeberg und Stormarn sowie
das Gesundheitsamt in Kiel
haben gemeldet, dass sie kei-
nen Grippe-Impfstoff mehr ha-
ben. Dass es über eine Aus-
nahmegenehmigung möglich
wird, weitere geprüfte Impfdo-
sen aus dem EU-Ausland zu
beziehen, wird von Ärzten und
Apothekern einhellig begrüßt.
Allerdings wird befürchtet,
dass andere Bundesländer den
Tag Vorsprung genutzt und
Restbestände bereits aufge-
kauft haben.

Schleswig-Holsteins Ge-
sundheitsminister Heiner
Garg (FDP) forderte konkrete
Lösungen: „Diese Saison ver-
deutlicht Nachsteuerungsbe-
darf bei der Impfstoffbeschaf-
fung. Ich werde mit den Kran-
kenkassen erörtern, welche
Konsequenzen sie daraus zie-
hen, und erwarte auch vom
Bundesgesundheitsminister
Vorschläge zur Verbesserung
des Verfahrens. Ziel für die
Saison 2019/2020 muss es sein,
dass alle Impfwilligen auch ei-
ne Impfung erhalten.“ stü

Garg fordert:
Impfstoff muss
für alle reichen

NEUMÜNSTER. Das Clusterma-
nagement Digitale Wirtschaft
Schleswig-Holstein (Diwish)
lädt am Dienstag, 27. Novem-
ber, zum „New Work Talk“
nach Neumünster ein. Im Up-
date der Kieler Nachrichten,
Kieler Straße 1, gibt es ab 15.30
Uhr mehrere Vorträge und Ge-
spräche über die Themen Of-
fice in Motion, Culture Change
Management, über moderne
Raumgestaltung und anschlie-
ßend eine Podiumsdiskussion.
Diwish ist im Norden das Netz-
werk für kleine und mittelstän-
dische Unternehmen der IT-,
Medien- und Designwirt-
schaft. tg

2 Anmeldung und das ganze
Programm unter www.diwish.de

Talk der Digitalen
Wirtschaft
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